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Verwaltung entsprechen und darf gem. § 21 Abs. 5 S. 2 
WEG keinen Wohnungseigentümer be lasten, der nach 
den Absätzen 1 bis 4 keine Kosten zu tragen hätte.

Es stellt sich also schon die Frage, ob die vorliegend 
beabsichtigte Regelung überhaupt über das gesetzli-
che Modell hinausgehende Kostentragungspfl ichten 
vorsieht. Das Gesetz spricht dem Wortlaut nach nur 
von den Kosten einer „baulichen Veränderung“, ohne 
dies weiter zu präzisieren. Aus den Gesetzgebungs-
materialien ergibt sich jedoch, dass die Pfl icht zur Kost-
entragung alle kausal auf der baulichen Veränderung 
beruhenden Kosten, also auch die Folgekosten für Be-
trieb und Erhaltung erfasst (BT-Drs. 19/18791, S. 69; 
Lehmann-Richter/Wobst, Rn. 1055).

Die vorliegende Regelung dürfte also allenfalls be-
züglich der Entfernung einschließlich der Wiederher-
stellung des ursprünglichen Zustands über die Rege-
lung des §  21 Abs. 1 WEG hinausgehen. Auch wenn 
einem Wohnungseigentümer gem. §  20 Abs. 3 WEG 
grundsätz lich ein Anspruch auf Beschlussfassung be-
züglich der baulichen Veränderung zusteht, dürfte eine 
Verpfl ichtung zum Rückbau kraft Vereinbarung mög-
lich sein (implizit, aller dings für Abs. 2: Hügel/Elzer, 
§  20 Rn. 72, Rn. 114). §  20 Abs. 3 WEG ist insge-
samt abdingbar (Grüneberg/Wicke, § 20 WEG Rn. 22; 
a. A. Hügel/Elzer, § 20 Rn. 188) mit der Konsequenz, 
dass der Anspruch gem. § 20 Abs. 3 WEG vollständig 
ausgeschlossen werden kann. Als „milderes Mittel“ 
dürfte deshalb auch zulässig sein, den Anspruch an 
eine Verpfl ichtung zur Kostentragung bezüglich des 
Rückbaus zu knüpfen. Allerdings erschließt sich aus 
dem Sachverhalt nicht unmittelbar, in welchen Fällen 
der Wohnungseigentümer zum Rückbau verpfl ich-
tet sein soll. Wenn eine Gestattung durch Beschluss 
der Wohnungseigentümer vorliegt, so dürfte eine Ver-
pfl ichtung zum Rückbau ohnehin nicht mehr be-
stehen.

BGB § 161; ZPO § 859 
Konkurrenz zwischen einem schuldrecht-
lichen Erwerbsrecht an einem Erbteil und 
einer nachfolgenden Erbteilspfändung

I. Sachverhalt
Im Grundbuch eines Grundstücks sind zwei Geschwis-
ter in Erbengemeinschaft nach ihrem verstorbenen Va-
ter (Erblasser) als Eigentümer eingetragen. Der Sohn 
hat seiner Mutter an seinem Erbteil ein bedingtes Über-
tragungsrecht eingeräumt. Die betreff ende Regelung 
hat folgenden Wortlaut:

„Herr … (Sohn) verpfl ichtet sich, seinen Erbteil am Nach-
lass des Vaters zu Lebzeiten seiner Mutter, Frau …, ohne 
deren Zustimmung weder zu belasten noch zu veräußern.

Frau … (Mutter) hat das Recht, die Übertragung des Erb-
teils auf sich zu verlangen, wenn: 

1. Herr … (Sohn) vor ihr versterben sollte oder

2. der Erbteil ohne ihre Zustimmung ganz oder teilwei-
se veräußert oder belastet wird, gleich ob im Wege eines 
Rechtsgeschäfts oder der Zwangsvollstreckung.

Die Rückübertragung hat unentgeltlich und frei von allen 
im Grundbuch eingetragenen Rechten zu erfolgen. Ausge-
nommen sind solche Rechte, denen Frau … zugestimmt hat 
oder die bereits jetzt bestehen.“

Auf eine dingliche Sicherung dieses Übertragungsrechts 
wurde verzichtet. Einige Jahre später hat eine Bank den 
Erbteil des Sohnes gepfändet. Die Mutter möchte nun 
ihr Übertragungsrecht ausüben. 

II. Fragen
1. Hat das früher begründete Übertragungsrecht irgend-
eine Auswirkung auf das Pfandrecht der Bank?

2. Ist eine Übertragung des Erbteils an die Mutter ohne 
Zustimmung der Pfändungsgläubigerin möglich? 

III. Zur Rechtslage
1. Wirksame Erbteilspfändung 
Es stellt sich die Frage, ob die Bank das Pfändungs-
pfandrecht am Erbteil des Sohnes (§ 859 Abs. 2, 1 S. 1 
ZPO) wirksam erworben hat, obwohl zeitlich zuvor ein 
Erwerbsrecht der Mutter an dem betreff enden Erbteil 
des Sohnes begründet worden war. 

Bei der Vereinbarung zwischen Mutter und Sohn han-
delt es sich nach den vertraglichen Bestimmungen um 
eine rein schuldrechtliche Übertragungsverpfl ichtung. 
Da eine auf den Eintritt des jeweiligen Übertragungs-
falls bedingte Abtretung des Erbteils an die Mutter 
nicht aufgenommen wurde, greift der Schutz des 
§ 161 Abs. 1 S. 1, 2 BGB nicht ein. Wäre eine derarti-
ge, aufschiebend bedingte Abtretung zugleich in die Ur-
kunde mit aufgenommen worden, so hätte die Bank das 
Pfändungspfandrecht nachfolgend nicht wirksam er-
werben können. Nach § 161 Abs. 1 S. 2 BGB sind näm-
lich auch Zwischenverfügungen im Wege der Zwangs-
vollstreckung insoweit unwirksam, als sie die von der 
Bedingung abhängige Wirkung vereiteln würden. 
Auch ein gutgläubiger Erwerb des Pfändungspfand-
rechts durch die Bank nach § 161 Abs. 3 BGB wäre bei 
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einer derartigen Gestaltung nicht möglich gewesen, 
da es beim Erwerb eines Pfändungspfandrechts im 
Wege der Zwangsvollstreckung an einem Erwerb kraft 
Rechtsgeschäft fehlt (s. grundsätzlich Staudinger/Bork, 
BGB, 2020, §  161 Rn. 15; BeckOK-BGB/Rövekamp, 
Std.: 1.2.2022, § 161 Rn. 13; speziell zu einer derarti-
gen Gestaltung mit aufschiebend bedingter Rückabtre-
tung: BayObLG NJW-RR 1997, 1173 f.; allgemein die 
Möglichkeit des gutgläubigen Erwerbs eines Pfändungs-
pfandrechts verneinend: BGH NJW 1992, 2570, 2574). 

Im vorliegenden Sachverhalt wurde demgegenüber nur 
ein schuldrechtlicher Erwerbsanspruch der Mutter hin-
sichtlich des Erbteils begründet. Dieser wirkt nach dem 
Grundsatz der Relativität derartiger Schuldverhältnis-
se nur in der Beziehung zwischen dem Verpfl ichteten 
(Sohn) und der Berechtigten (Mutter). Eine Drittwir-
kung gegenüber dem Pfändungsgläubiger kam diesem 
Erwerbsrecht der Mutter nicht zu. Die Bank hat daher 
das Pfändungspfandrecht am Erbteil gemäß §§ 859 
Abs. 2, 1 S. 2, 857 Abs. 1, 829 Abs. 3 ZPO wirksam 
vom Berechtigten erworben (allgemein zur Pfändung 
des Miterbenanteils: Schöner/Stöber, Grundbuchrecht, 
16. Aufl . 2020, Rn. 1659 ff .). 

Wird ein Erwerbsrecht an Rechten vertraglich ein-
geräumt, so wird daher kautelarjuristisch vielfach zur 
Sicherung dieses Übertragungsrechts zusätzlich die Ver-
einbarung einer aufschiebend bedingten Abtretung 
des betreff enden Rechts empfohlen, um die Anwend-
barkeit des § 161 BGB zugunsten des Berechtigten zu 
begründen (s. zu Rückforderungsrechten an GmbH-
Gesellschaftsanteilen etwa Wälzholz, GmbHR 2007, 
1319 f.). 

2. Erbteilsübertragung nach Ausübung des Erwerbs-
rechts 
Infolge der dargestellten Rechtslage bleibt die Übertra-
gung des mit dem Pfändungspfandrecht belasteten 
Erbteils vom Sohn an die Mutter trotz der zwischen-
zeitlichen Pfändung, ohne Zustimmung der Bank 
als Pfändungsgläubigerin, möglich. Auch wenn die 
Pfändung nicht ins Grundbuch eingetragen wurde, 
erwirbt die Mutter gleichwohl den mit dem Pfän-
dungspfandrecht belasteten Erbteil, da der öff entli-
che Glaube des Grundbuchs (§§ 891, 892 BGB) beim 
Erwerb von Rechten nicht eingreift (siehe dazu OLG 
Köln MittBayNot 1997, 240; Schöner/Stöber, Rn. 1665 
m.  w.  N.). Das Verwertungsrecht der Bank an dem 
Erbteil, das durch das Pfändungspfandrecht begrün-
det wurde, könnte also nach Übertragung des Erb-
teils an die Mutter nach den allgemeinen zwangsvoll-
streckungsrechtlichen Regeln auch dieser gegenüber 
durchgesetzt werden.
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BGB §§ 2247, 2258 
Datumsänderung auf einem handschriftlichen Tes-
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Literaturhinweise
Limmer/Hertel/Frenz, Würzburger Notarhandbuch, 
6. Aufl . 2022, Carl Heymanns Verlag, 259,00 €

Das „Würzburger Notarhandbuch“ ist nunmehr bereits 
in der 6. Aufl age erschienen. In den vier Jahren seit Er-
scheinen der letzten Aufl age hat sich einiges getan, so 
dass sich ein erneuter Blick ins Buch lohnt. Das bewähr-
te Konzept – eine Kombination aus Hand- und Formu-
larbuch ergänzt durch Checklisten und Übersichten – 
wurde beibehalten.

In dieser Aufl age neu hinzugekommen sind Abschnitte 
zum Geldwäschegesetz und zum elektronischen Urkun-
denarchiv, inklusive NotAktVV. Bereits berücksich-
tigt ist auch das zum 1. August 2022 in Kraft tretende 
DiRUG. Hierzu ist aber zu befürchten, dass aufgrund 
des nunmehr vorliegenden Referentenentwurfs vom 
22. März 2022 viele der Ausführungen bereits mit 
Inkrafttreten des Gesetzes überholt sein werden, was 
aber dem gesetzgeberischen Eifer der neuen Regierung 
und nicht den Autoren anzulasten ist. Das Kapitel zur 
Sachenrechtsbereinigung und zur Schuldrechtsanpas-
sung wurde – zeitgemäß – gestrichen und durch einen 
neuen Teil innerhalb des Grundstücksrechts zu den 
Besonderheiten beim Grundstückskauf in den neuen 
Bundesländern ersetzt.


